Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/153 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Dezember 1969 

III/l — 65304 — Zo 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Absatz 2 zu Tarifnr. 27.01 im 
Anhang Zollkontingente/2 des Deutschen Teil-Zolltarifs (Bun- 
desgesetzbl. 1968 II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung 
die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr, 22/69 — Erhöhung des 
Zollkontingents für feste Brennstoffe) 

mit Begründung. Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bun- 
destages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 22/69 — Erhöhung des Zollkontingents 
für feste Brennstoffe) 


Auf Grund des Absatzes 2 zu Tarifnr. 27.01 im An- 
hang Zollkontingente/2 des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Bundesgesetzbl. 1968 II S. 1044) in der zur Zeit 
geltenden Fassung verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 

§ 1 

Im Deutschen Teil-Zolltarif erhält der Absatz 1 zu 
Tarifnr. 27.01 im Anhang Zollkontingente/2 in der 
Spalte 2 (Warenbezeichnung) folgende Fassung: 

„(1) Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie einem 
Zollsatz unterliegen, 6 000 000 t für das Kalender- 


jahr 1969 und 7 200 000 t für das Kalenderjahr 
1970, gegen Vorlage eines Kontingentscheines 
(EGKS)“. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


(1) Die derzeitige Situation auf dem Markt für feste 
Brennstoffe ist durch eine anhaltend hohe Nachfrage 
bei gleicher Förderung wie in den beiden Vorjahren 
gekennzeichnet. Dies hat zu einem weiteren starken 
Rückgang der Kohlenhalden geführt. Wenn auch zur 
Zeit noch 6,7 Millionen t auf Halde liegen, sind bei 
einigen Arten und Sorten keine nennenswerten Re- 
serven mehr vorhanden. Der deutsche Steinkohlen- 
bergbau wird daher solange die konjunkturell be- 
dingte Nachfrage den strukturellen Rückgang über- 
deckt im Jahr 1970 voraussichtlich nicht in der Lage 
sein, den Bedarf in allen Arten und Sorten voll zu 
befriedigen. 

(2) Zusätzliche Einfuhren finden praktisch ihre 
Grenzen an der Kohlenzollregelung. Das im Gesetz 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1968, 
1969 und 1970 vom 22. Dezember 1967 (BGBl. II 
S. 2597) festgelegte Zollkontingent von 6 Millio- 
nen t/Jahr ist für 1969 bis auf eine geringe Menge 


von 0,350 Millionen t zugeteilt. Auch diese Rest- 
menge wird voraussichtlich noch in Anspruch genom- 
men werden. Es muß Vorsorge getroffen werden, 
daß die Deckung des Bedarfs der Verbraucher in der 
Bundesrepublik mit festen Brennstoffen nicht durch 
staatliche Einfuhrbeschränkungen behindert wird. Da 
auch auf den Kohlemärkten außerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaften z. T. Anspannungen be- 
stehen, müssen die noch vorhandenen Bezugsmög- 
lichkeiten in den knappen Kohlearten und -Sorten 
rechtzeitig für die Inlandsversorgung herangezogen 
werden. Aus diesem Grund soll von der gesetzlichen 
Ermächtigung zur Erhöhung des Zollkontingents für 
das Jahr 1970 in vollem Umfang Gebrauch gemacht 
werden. 

(3) Eine Beeinträchtigung für die deutsche Stein- 
kohlenproduktion kann dadurch vermieden werden, 
daß die Einfuhren lizenzmäßig auf bestimmte Koh- 
lenarten und -Sorten beschränkt werden. 
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